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^ukunftskonferenz Werte: 
„Zeit für Verantwortung" 

INHALT 

INTERVIEW 

J*81 eine Zukunftskonfe- 
j ^ über Werte etwas für 
j*ngweiler und Weltfrem- 
e? Wo bleibt das Event, 
as Spektakuläre?" 

Üiese Frage stellte der 
^'nland-pfälzische   Lan- 
esvorsitzende Christoph 

d°
hr am 21. Mai zu Beginn 

(
er Zukunftskonferenz Wer- 

ln Berlin. Unter dem Motto 
r^11   für   Verantwortung" 
'Mutierten Unionspolitiker 

^d 
zahlreiche Gäste über 

emen wie Biotechnologie, 

Sterbehilfe und - vor dem 
Hintergrund der Pisa-Studie 
- Bildungsfragen. 

Die Diskussion über Wer- 
te nicht als „Nostalgie" ab- 
blocken, forderte der Vorsit- 
zende der CDU-Wertekom- 
mission und warnte davor, 
nach allem, was uns wertvoll 
und wichtig ist im Leben, nur 
dann zu fragen, wenn Kata- 
strophen wie der 11. Septem- 
ber oder die Bluttat in Erfurt 
geschehen sind. 

Fortsetzung Seite 2 

Deutsch-israelische 
Beziehungen im Zeichen 

von Solidarität und 
Verbundenheit. UiD-Ge- 
spräch mit Shimon Stein, 

Botschafter Israels 
in Deutschland 
SEITE 16-19 

DOKUMENTATION 

Die Reden von Angela 
Merkel und Laurenz 

Meyer auf der Zukunfts- 
konferenz Werte 

am 21. Mai in Berlin 
INNENTEIL 



HEUTE   AKTUELL 

• „Zeit für Taten" - die 
Union hat alle Chancen, 
den Wechsel zu schaf- 
fen. Kampagnenkonfe- 
renz in Karlsruhe (Seite 4- 
6) • Politische Meinung: 
Die Wechselstimmung 
ist handgreiflich gewor- 
den (Seite 6) • Wolfgang 
Böhmer: Wir sind es den 
Menschen in diesem 
Land schuldig, zügig an 
die Arbeit zu gehen (Seite 
7) • Enormes Interesse 
an Stoibers homepage: 
6,5 Millionen hits (Seite 
8) • Edmund Stoiber auf 
dem Pfingsttreffen der 
Sudetendeutschen: Die 
Benesch-Dekrete vom 
Mai 1946 müssen end- 
lich aufgehoben werden 
(Seite 9) • Wolfgang Loh- 
mann: Ein Jahr Renten- 
reform. Zu Risiken und 
Nebenwirkungen der Rie- 
sterrente in der Kran- 
kenversicherung (Sei- 
te 12) • Angela Merkel: 
Nachhaltigkeit - die ge- 
meinsame Verantwor- 
tung für unsere Erde 
(Seite 14) • Angela 
Merkel: Für eine konse- 
quente Umsetzung des 
Staatsziels Tierschutz 
(Seite 15) 

ZUKUNFTSKONFERENZ   WERTE 

Der Schlüssel begriff 
der Diskussion ist die 

Menschenwürde 
Fortsetzung von Seite 1 
„Gerade junge Menschen 
fühlen sich im Spannungs- 
verhältnis zwischen der 
scheinbar unbegrenzten 
Fülle von Lebensmöglich- 
keiten und der Unsicher- 
heit der Lebensplanung 
allein gelassen", betonte 
Bohr und fügte hinzu: „Un- 
serer Gesellschaft scheint 
der Kompass abhanden ge- 
kommen zu sein." 

Die Antwort der CDU 
darauf sei das christliche 
Menschenbild, das die Wür- 
de und die Rechte des Men- 
schen hoch halte und vertei- 
dige. Ohne Wenn und Aber. 
Dies müsse auch durch die 
Erziehung vermittelt wer- 
den, die mehr ist als nur So- 
zialisation und Bildung. 

Gegen das Laborieren 
an Symptomen 

Der Vorsitzende der Ju- 
gendkommission der Deut- 

schen    Bischofskonferenz- 
Franz-Josef Bode, plädier* 
dafür, auf die Katastrophe 

von Erfurt nicht mit Akti°' 
nismus  zu  reagieren. " 
Ruf nach schärferen Geset' 
zen erinnere an das berücl1 

tigte „Herumlaborieren & 
Symptomen". Schlüsselte 
griff der  Wertediskussiofl 

ist die Menschenwürde- 
Zeiten, in denen das Leben 
an seinem Anfang wie ® 
seinem Ende - zunehmen 
verfügbar werde, müsse o 
nicht relativierbare Wert J 
des Einzelnen wieder sta 
ker   in   den   Mittelpr"*1 

rücken. 

Standpunkte 
gewinnen 

Zugleich     sprach    sl 

Bode für Religionsunterr>cn 

und gegen eine vermeint" 
neutraleReligionskundea • 
Nur so könnten junge Mefl 

sehen einen Standpunkt g 
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ZUKUNFTSKONFERENZ    WERTE 

lnnen und müssten nicht 
^ntierungslos im Diffusen 
erunistolpern. 

Laurenz Meyer: 
Zionismus führt hier 

nicht weiter 

^ 2uvor hatte General se- 
ar Laurenz Meyer dazu 
gerufen, die Grundlagen 

sJ
ner Politik der Mitte zu be- 

s^men. Erfurt, die Pisa- 
(i
ud'e und die Diskussion 

H^ 
d'e Sterbehilfe hätten 

Die Chancen des 22. September 

Qe 
n W ertekonsens unserer 

^ellschaft infrage ge- 
l- '.Der Aktionismus der 

n. ^e'len Antwort führt hier 
Jht Weiter", betonte auch 
. ygr. Er forderte dazu auf, 

st 
,,ei§entlichen Fragen" zu 

no
e||en, die hinter den Phä- 

enen   verborgen   sind, 
"nd 

«ntw, 
Sle nach Kräften zu be- 
orten. 

|ela Merkel für neue 
o. glance zwischen 

lcnerheit und Risiko 

^ r mehr Eigenverant- 
die

nun8 der Bürger plä- 
A e die Parteivorsitzende 
Sc(i

8e'a Merkel. Die Men- 
2u

en hätten die Kraft dazu. 
ein

g eich sPrach sie sich für 
Sj , eue Balance zwischen 
öa 

erheit und Risiko aus. 
Ien o§elte auch für die sozia- 

lcherungssysteme. 

„Nur Politik mit 
einem klaren 
Kompass, dem 
christlichen 
Menschenbild", 
sagte die Partei- 
vorsitzende in 
ihrer Rede, „ist wirklich 
wertgeleitete Politik." 
Eine Regierung brauche 
diesen Kompass, dieses 
Grundwerteverständnis. 
Sonst gehe ihre Botschaft, 
gehe ihr Projekt verloren. 

„Nicht umsonst", fährt 
Angela Merkel fort, „fra- 
gen sich viele Menschen, 
was eigentlich das Projekt, 
was eigentlich die innere 
Botschaft, der rote Faden 
dieser Legislaturperiode 
war. Und welcher ihnen 
denn von den Regierungs- 
parteien für die Zeit nach 
dem 22. September ange- 
boten wird. 

Zukunft gestalten 

Auch das wird eine 
Folge  eines  möglichen 

Regierungs- 
wechsels bei der 
kommenden 
Bundestagswahl 
sein:    Mit   der 
Union   könnte 
wieder eine poli- 

tische Kraft die Zukunft 
gestalten, die über diesen 
Wertekompass verfügt. 

Hart arbeiten 

Die Chance des 22. 
September ist es nicht nur, 
dass die Menschen in 
Deutschland, die hart für 
ihre Zukunft arbeiten, wie- 
der eine Regierung be- 
kommen, die hart für die 
Bürger arbeitet und das 
Land effizient führt. 

Die Chance des 22. 
September ist nicht nur 
eine neue Regierung, 
die Deutschland wirt- 
schaftlich wieder nach 
vorne bringt. 

Sondern die Chance des 
22. September heißt auch: 
wertegeleitetes Regieren. 
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WAHLKAMPF 

KAMPAGNENKONFERENZ   IN   KARLSRUHE 

„Zeit für Taten" - die Union hat alle 
Chancen, den Wechsel zu schaffen 

„Mission: possible - wir 
schaffen den Wechsel" - 
das Motto des Videoclips 
zum Sommercamp für die 
Mitarbeiter der Bundes- 
tagskandidaten hätte auch 
über der gesamten Veran- 
staltung stehen können. 
Über 450 Teilnehmer aus 
Baden-Württemberg, 
Rheinland-Pfalz und dem 
Saarland waren am 14. Mai 
zur zweiten Kampagnen- 
konferenz in die voll besetz- 
te Stadthalle nach Karls- 
ruhe gekommen, um von 
Generalsekretär Laurenz 
Meyer und Bundesge- 
schäftsführer Willi Haus- 
mann Näheres über Strate- 
gie und Planung des Bun- 
destagswahlkampfes zu er- 
fahren. 

Begrüßen konnte der Ge- 
neralsekretär der CDU im 
Südwesten, Volker Kauder, 
den saarländischen Mini- 
sterpräsidenten Peter Mül- 
ler, den baden-württember- 
gischen Innenminister Tho- 
mas Schäuble und den rhein- 
land-pfälzischen Generalse- 
kretär Claudius Schlumber- 
ger. Seinen Landesverband 
forderte Kauder auf, die 
1998 verlorenen Direktman- 
date zurückzuholen und da- 

mit erneut „alle Wahlkreise 
im Land" zu erringen. Rund 
vier Monate vor der Bundes- 
tagswahl sei die Ausgangs- 
lage hierfür günstig. 

Umfragedaten zeigen 
Wechselstimmung 

Laurenz Meyer bestä- 
tigte diese Einschätzung in 
seinem rund einstündigen 
Vortrag, der sich vor allem 
mit den strategischen 
Wahlkampfplanungen be- 
schäftigte. Die Auswertung 
der Umfragedaten belegen 
Wechselstimmung. Außer- 
dem erhalte der Kanzlerkan- 
didat der Union, Edmund 
Stoiber, durchweg sehr gu- 
te Kompetenzwerte. Immer 
mehr Menschen würden ge- 

rade seinem wirtschafte 
tischen Sachverstand ^e 

trauen. Der Bundeskanz 
könne hier schon lange n> 
mehr mithalten. 

he"1' 

SO" 

Die Union sei gut a 
stellt, die SPD verunsic 
Für Meyer zeigt sich 
auch   daran,   dass   es 
Wahlkampfzentrale der 3j 

zialdemokraten, der „K 
pa", bislang nicht gelun^$ 
ist, eine strategische !>' 
gegen den Kanzlerkand' 
ten der Union zu finden-    , 

Wahlkämpfer der SPPjJj 
ten Edmund Stoiber vö ^ 
falsch  beurteilt  und * 
auch unterschätzt. M1 

weile werde die strateg1 

Konzeption  fast  wöcr>e 

lieh gewechselt. j. 
„Machnig ist nackt • 

tierte Meyer aus Presset 
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WAHLKAMPF 

"lent; 
•vr 

aren. Der als „Zaube- 
rer Bundestagswahl 

J)n  1998  stilisierte  SPD- 
ahlkampfleiter habe sei- 

, n Nimbus verloren. Dem 
j. ^glichen Konzept eines 
P**- und Lagerwahl- 

s
aniPfes folgte zuerst die Zu- 
gang auf Gerhard Schrö- 
er (»der oder ich"), sodann 

v ersuch, mit einem „per- 
0nalisierten       Richtungs- 
afllkanipf zu punkten. 

Reformen jetzt 
anpacken 

''Die SPD ist 1998 stehen 
Rieben. Sie hat nichts hin- 

er rv11"" resurrnerte Mey~ 
' ü'e Union habe sich da- 

§egen_. , 
tj„     nicht nur programma- 
Se y erneuert, sondern wei- 
,   n den von ihr regierten 
b   dern durchweg positive 

;
§ebnisse vor.  Reformen 
'fid 

l^j      notwendig,    erkläile 
yer, und sie müssen jetzt 

>Packt fi % 
werden.    Rot- 

- sei hierzu nicht in der 
„ *k• D'e Regierungsbilanz 

ci v,er Jahren ist entspre- 
b nd mager. Zwar habe 
K uGrün 
3und 

*en 

bereits    sieben 
esminister    verschlis- 

.  d°ch die Kabinettsmit- 
^'ledpr „ • ... 
tyj   CI seien weiterhin vor- 
^ §end damit beschäftigt. 

(1Sativschlagzeüen zu pro- 
hak ren" Darüber hinaus 
Ha6 d/e politik der „ruhigen 
'and- 

Deutschland    bei- 

spielsweise beim Wirt- 
schaftswachstum die 
„rote Laterne" im eu- 
ropäischen Vergleich 
eingebracht. 

Willi Hausmann 
wählte zum Einstieg in 
seinen Vortrag ein Bild 
aus der Welt des Sports 
und verglich den Bun- 
destagswahlkampf mit 
einer Marathonstreck- 
ke. Von den 42 Kilo- 
metern seien bislang 
rund 20 zurückgelegt; 
und die SPD habe be- 
reits gehörig Muskel- 
kater. Die restliche 
Wegstrecke - insbe- 
sondere der Endspurt - 
müsse gut vorbereitet 
werden, „damit wir am 
22. September gemein- 
sam, erfolgreich und 
als erste durchs Ziel gehen". 

Der Bundesgeschäfts- 
führer berichtete über die 
unterschiedlichen Wahl- 
kampfphasen und ihre je- 
weilige strategische Aus- 
richtung. Hausmann be- 
tonte, dass neben Angriffen 
auf den politischen Gegner 
vor al lern die Kompetenz der 
Union in den Vordergrund 
gestellt werden müsse. Als 
Beispiel nannte er die Fami- 
lienpolitik. Rot-Grün versu- 
che derzeit, die Konzeptio- 
nen der Union als altmodisch 
darzustellen. Dies sei jedoch 
völlig falsch, da das Regie- 
rungsprogramm gerade eine 

moderne, auf die Bedürf- 
nisse der Menschen ausge- 
richtete Konzeption biete. 

Schwerpunkt: 
Kandidatenservice 

Ausführlich erläuterte 
der Bundesgeschäftsführer 
sodann den Zeitplan und die 
einzelnen Veranstaltungen, 
die Werbemittel und die In- 
ternet-Aktivitäten. Einen 
Schwerpunkt bildete dabei 
der für den Bundestagswahl- 
kampf deutlich erweiterte 
und modernisierte Kandida- 
tenservice. • 
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WAHLKAMPF 

Wie Laurenz Meyer be- 
tonte auch Willi Hausmann: 
Die „Zeit für Taten" ist ge- 
kommen. Das gelte sowohl 
für die politisch Verantwort- 
lichen als auch für alle Mit- 
glieder, damit sie jetzt noch 
ein Mal gemeinsam die Är- 
mel hochkrempeln. Dann, 
so das Fazit der beiden Vor- 
träge, besitzt die Union alle 
Chancen, den Wechsel zu 
schaffen. 

In der abschließenden, 
von Claudius Schlumberger 
geleiteten Aussprache wur- 
den vor allem die bislang 
erreichte Geschlossenheit 
und der gelungene Schulter- 
schluss mit der CSU gelobt. 
Die Union biete den Sozial- 
demokraten derzeit keine 
Angriffsfläche, erklärte 
Laurenz Meyer. Angela 
Merkel und Edmund Stoi- 
ber arbeiten harmonisch 
zusammen. Insofern hätten 
sich die Kassandra-Rufe 
zahlreicher Auguren nicht 
bewahrheitet. Zum Ab- 
schluss schwor auch Peter 
Müller die Teilnehmer 
nochmals darauf ein, ge- 
meinsam am Erfolg der 
Union mitzuarbeiten. 

Großes Interesse und po- 
sitive Resonanz fanden die 
von der Bundesgeschäfts- 
stelle an einem speziellen 
Informationsstand vorge- 
stellten neuen Informations- 
und Werbemittel zur Bun- 
destagswahl. 

Die Wechselstimmung ist 
handgreiflich geworden 

Was Gerhard Schröder im 
Bundestagswahlkampf so 
glanzvoll geglückt ist und 
was er im Jahr 2002 so 
fürchten muss wie der Teu- 
fel das Weihwasser, ist 
jetzt eingetreten. Mit dem 
desaströsen Absturz der 
SPD in Sachsen-Anhalt 
und dem phönixartigen 
Aufstieg der CDU ist die 
Wechselstimmung im Jahr 
der Bundestagswahl hand- 
greiflich geworden. 

Rot-Grün ist 
abgestraft wurden 

Die sachsen-anhaltini- 
schen Wähler haben eine 
Landesregierung abge- 
straft, die sie in allen so- 
zioökonomischen Struk- 
turdaten zum Schlusslicht 
im innerdeutschen Län- 
dervergleich hat werden 
lassen. Das bietet keine 
schöne Aussichten für die 
Berliner Regierungskoali- 
tion, die Deutschland auf 
den letzten Rang in der Eu- 
ropäischen Union geführt 
hat. 

Die SPD verdankt diese 
katastrophale Entwick- 
lung in Sachsen-Anhalt 
ReinhardHöppner. Er war 

der unpopulärste aller!"1 

nisterpräsidenten, ders'C 
des historischen Verdi?' 
stes rühmte, das Magd?' 
burger Modell erfunden:" 
haben, nämlich die Plil' 
dung einer SPD-Mind?'" 
heitsregierung durch d< 
Nachfolgepartei der SbV' 
die PDS. 

Höppner    wollte ß 
PDS durch diese Art der 

Zusammenarbeit ent-c'11' 
bern. Der SPD ist &xt 

Kröte PDS schlecht be- 
kommen. Am 21. April ße 

sie von Platz eins im Je'1' 
1998 auf Platz drei hi"'1'1' 
der PDS zurück. 

Die Erwartungen 
der SPD sind zu Eis 

erstarrt 

Dieses Detailei-geh'"s 

lässt die mit mit den SP" 
PDS-Regierungsbüiuli"s' 
sen in Mecklenburg-*0, 
pommern  und  in Bel 

verbundenen    hojfnU^S 
frohen Erwartungen :" ^ ' 
erstarren. Die SPD ist °J' 

fensichtlich unfähig- v'\ 
dieser Art der Zusamt 
arbeit zu profitieren. 

aus: Politiscn 

Meinung, Mai I®" 
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SACHSEN-ANHALT 

WOLFGANG   BöHMER: 

Wir sind es den Menschen schuldig, 
zügig an die Arbeit zu gehen 

Sachlich und fair 
Sie haben die größte 

eränderung zwischen 
*n großen Parteien 
Ü(J und SPD herbeige- 

n'"t, die es je in derBun- 
üesrepublik gab, verehr- 

' Wolfgang Böhmer. 
&s gelang Ihnen ohne 

paßplakate, Zahlen auf 
ch»hsohlen   oder  TV- 
Pfktakel. Sie gaben dem 

^''gen Ernst und näch- 
rner Solidität in  der 
°llfik wieder den ge- 
benden Raum. 

Selbst als Sie jetzt zum 
L<en  Regierungschef 

\ ll(llsen-Anhalts gewählt 
/?*». stahl sich kein 
Q^eln auf Ihr Gesicht. 

o^'°hl sogar drei Abge- 
ld'u'<e der Opposition 
...   Sie  stimmten.   Sie 

k 
lel>en, wie Sie Wahl- 
tnpf führten: beschei- 

enjs<tchlich,fair. 
^e't am Sonntag 

Es waren nach dem 21. 
April nur wenige Ge- 
sprächsrunden erforder- 
lich, um mit der FDP über 
die inhaltlichen Fragen 
und politischen Ziele Eini- 
gung zu erzielen. 

Die Koalitionsvereinba- 
rung wurde von den Part- 
nern in Rekordzeit erarbei- 
tet, einstimmig verabschie- 
det, und nur weinige Tage 
später von den Landespar- 
teitagen beider Parteien be- 
schlossen. 

Die neue Landesregie- 
rung hat sich vorgenommen, 
das Ansehen von Sachsen- 
Anhalt zu verändern und das 
Bundesland zu einem attrak- 
tiven Standort zu machen. 
Wir haben uns vorgenom- 
men, die Hochschulen und 
Forschungseinrichtungen 

des Landes zu stabilisieren. 
Wir werden den Ausbau der 
Infrastruktur auf allen Ebe- 
nen vorantreiben und die 
Lage Sachsen-Anhalts mit- 
ten in Europa als Standort- 
vorteil für unser Bundesland 
nutzen. Die innere Verwal- 
tung des Landes muss mo- 
dernisiert und effizienter ge- 
macht werden. 

Wir wollen Sachsen-An- 
halte als ein Kernland deut- 
scher und europäischer Ge- 
schichte über die Grenzen 
Deutschlands hinaus be- 
kannt machen. Wir sind es 
den Menschen in Sachsen- 
Anhalt schuldig, dass wir 
zügig an die Arbeit gehen. 
Wir werden noch vor der 
Sommerpause die ersten 
Gesetzesinitiativen verab- 
schieden. 

DIE   NEUE   LANDESREGIERUNG 

• Ministerpräsident: Prof. Dr. Wolfgang Böhmer • Wirt- 
schaft und Arbeit: Dr. Horst Rehberger (FDP) • Finanzen: 
Prof. Dr. Karl-Heinz Paque (FDP) • Inneres: Klaus Jesi- 
orsky (CDU) • Justiz: Curt Becker (CDU) • Bau und Ver- 
kehr: Dr. Karl-Heinz Daehre (CDU) • Kultus: Prof. Dr. 
Jan-Hendrik Olbertz (parteilos) • Landwirtschaft und 
Umwelt: Petra Wernicke (CDU) • Gesundheit und So- 
ziales: Gerry Kley (FDP) • Staatskanzlei: Staatsminister 
Rainer Robra (CDU) 
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www.stoiber.de 

Enormes Interesse an Stoibers 
Homepage: 6,5 Millionen Hits 

In den ersten 24 Stunden 
wurden auf der neuen In- 
ternetpräsenz von Kanz- 
lerkandidat Edmund Stoi- 
ber rund 6,5 Millionen so 
genannter Hits registriert. 

Über 100.000 Besucher 
lümmelten sich alleine am 
ersten Tag auf der Webseite 
Stoibers, die ihn vor allem 
von seiner persönlichen 
Seite zeigt. Damit dürfte 
www.stoiber.de einen neu- 
en deutschen Rekord unter 
den politischen Internetsei- 
ten aufgestellt haben. 

„Dass die Seiten so ge- 
waltig einschlagen werden, 
hat uns alle positiv über- 
rascht*', freute sich Michael 
Spreng, der Leiter des Stoi- 
ber-Teams. Besonders stolz 
sind die Macher der Seiten 
darauf, dass die Besucher 
sich ungewöhnlich lange in 
dem Angebot aufhalten und 
viele Seiten durchklicken. 
„Das zeigt uns. dass wir hier 
den Menschen Stoiber aus 
einem Blickwinkel zeigen, 
den viele vielleicht noch 
nicht kannten", so Spreng. 

Rund 99 Prozent der Be- 
sucher kamen aus Deutsch- 
land. Aber die Seite wurde 
auch aus 62 weiteren Län- 
dern aufgerufen. Hinter der 

Internetpräsenz steht eine 
professionelle Technik. Die 
Webseite ist über eine Ein- 
Gigabyte-Leitung ans Inter- 
net angebunden und ge- 
währleistet auch bei extrem 
hohen Zugriffszahlen einen 
raschen Aufbau. „Die Ho- 
mepage ist trotz der Re- 
kordzugriffszahlen nicht ab- 
gestürzt", so Spreng. Die 
Downloadrate beträgt teil- 
weise bis zu 15 Megabit. Da- 
bei sind noch nicht mal die 
abrufbaren Videos einge- 
rechnet, die bei einem darauf 
spezialisierten Provider ge- 
hostet werden. 

IM INTERNET-CAF^ 

... „Sushi & Surf" 
-Berlin-Mitte unweit 

der Hackeschen Höfe - 
hat letzte Woche der 
Kanzlerkandidat der 
Union, Edmund Stoiber 
die neue Vollversion s&' 
ner Homepage präseti' 
tiert. „Im positiven Sn"u 

ungewöhnlich" nannte 
er www.stoiber.de; de"" 
die Wehsite zeigt ihn 
nicht nur als Staatsmann 
und Kanzlerkandidat, 
sondern auch privat- 

Stoiber siegt gegen Schröder 
Die geplanten TV-Duelle zwischen den KanzlerkaU 
didaten der großen Parteien versprechen spanne11 

zu werden. Nach dem Urteil der Leser von Hände' 
blatt.com hat Medienkanzler Schröder seine Favo» 
tenrolle bereits verspielt, bevor das Drehbuch für d 

beiden TV-Duelle steht. 
Aus dem „FernsehdueU". das vor kurzem im ZDrlTl 

den beiden Kandidaten getrennt stattgefunden hat- ~L 

Herausforderer Stoiber klar als Sieger hervor. 
Knapp 60 Prozent der Leser, die an der Umfrage te 

genommen haben, gaben Kanzler Schröder für sein 
Auftritt die Note „nicht überzeugend". Das Ergebnis ^ 
Umfrage zu Stoibers Auftritt eine Woche vorher zeig 
das umgekehrte Bild. Knapp 60 Prozent urteilten. Stoi" 
habe eine überzeugende Vorstellung gegeben. 
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PFINGSTTREFFEN   DER   SUDETENDEUTSCHEN ' 

EDMUND   STOIBER: 

Die Benesch-Dekrete vom Mai 1946 
müssen endlich aufgehoben werden 

s geht nicht um Zukunft 
^er Vergangenheit. Es geht 
7 Zukunft im Bewusst- 
en der Vergangenheit. 

üa die Vertreibung von 
/»fang an Unrecht war, ist 
°ch die Frage: Wie gehen 

r 
lr heute mit diesem Un- 

echt um? Zunächst einmal 
*l   deutlich   festzuhalten: 
uf Unrecht darf nicht neu- 

s Leid folgen! 
Niemand unter den Sude- 
^utschen möchte auch 

Ur£ioer tschechischen Bür- 
ln oder einem tschechi- 
en Bürger Angst machen, 
'st doch bemerkenswert, 

fl
ass gerade dort, wo die Su- 
.. deutschen hinkommen. 

^''ch in ihre alte Heimat, 
sp   .otionen gegen sie we- 

lieh geringer sind als im 
^ ern Böhmens. Das zeigt: 
|, §egnung baut Ängste ab. 
j/ Einsatz für Kirchen, für 
^ edhöfe, für eine objektive 

f(.eurteilung der Geschichte, 

de 
e'n friedliches Miteinan- 
w'rd anerkannt. 

lendlemand unter den Sude" 
nü Putschen möchte auch 
gJ Sine tschechische Bür- 

Sc, "n °der einen tschechi- 

0,   
n   Bürger   verdrängen 

ten
er Vertreiben. Die Sude- 

eutschen haben am ei- 

Aus der Rede auf 
dem Sudetendeut- 

schen Tag am  19. 
Mai  in  Nürnberg 

genen Leib erfahren, was 
Vertreibung, Entrechtung 
und Enteignung für Men- 
schen bedeutet. Das wün- 
schen sie niemandem. 

Niemand unterden Sude- 
tendeutschen möchte die 
tschechische Republik de- 
stabilisieren. Ganz im Ge- 
genteil: Sie wollen Verstän- 
digung. Alles, was an Äng- 
sten bei den Menschen in der 
tschechischen Republik da 
ist, alles, was von bestimm- 
ter Seite an Ängsten ge- 
schürt wird, entbehrt jegli- 
cher Grundlage. 

Aber die Sudetendeut- 
schen wünschen, dass das 
Unrecht der Vertreibung be- 
nannt, bedauert und geheilt 
wird. Und am besten ist diese 

Heilung möglich, wenn die 
Betroffenen miteinander 
über die Vergangenheit spre- 
chen. Der direkte, offene, 
vorurteilsfreie und angstfreie 
Dialog ist der beste Weg zur 
guten Nachbarschaft. 

Es muss darüber gespro- 
chen werden, dass die Be- 
nesch-Dekrete heute noch 
die deutsche Minderheit in 
der tschechischen Republik 
diskriminieren. 

Es muss darüber gespro- 
chen werden, wie das Recht 
auf Heimat verwirklicht wer- 
den kann. Die Benesch-De- 
krete haben den Sudetendeut- 
schen die Heimat genom- 
men. Den Sudetendeutschen 
unabhängig von der Nieder- 
lassungsfreiheit in der Eu- 
ropäischen Union das Recht 
auf die Heimat einzuräumen, 
wäre ein großer Schritt in ein 
Europa des Rechts. 

Es muss jenes unsägliche 
Gesetz vom Mai 1946, das 
Verbrechen an Deutschen 
und Ungarn für rechtmäßig 
erklärte und diese straffrei 
stellte, endlich aufgehoben 
werden. 

QBini 
Voller Wortlaut: 
www.bayern.de/ 

Presse-Info/Reden 

UID 16/2002-9 



KOMMUNALPOLITIK 

PETER   GöTZ 

Die Gemeindefinanzreform ist nichts 
anderes als ein rot-grünes Placebo 

Zur konstituierenden Sit- 
zung der Kommission zur 
Vorbereitung einer Ge- 
meindefinanzreform er- 
klärte der kommunalpoli- 
tische Sprecher der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: 

Mit beispielloser Verant- 
wortungslosigkeit hat die 
Regierung Schröder die 
deutschen Kommunen in 
eine schwere strukturelle Fi- 
nanzkrise hineinregiert. 

Aufgabenverlagerung 
auf die Städte, Gemeinden 
und Kreise ohne entspre- 
chenden Finanzausgleich 
und Raubbau an den kom- 
munalen Einnahmen - da- 
mit haben Schröder, Eichel 
und Co. die eigenen politi- 
schen Handlungsspielräume 
auf Kosten der demokrati- 
schen kommunalen Selbst- 
verwaltung ausgeweitet. 

Rot-Grün hatte in seinem 
Koalitionsvertrag von 1998 
eine grundlegende Überprü- 
fung der Gemeindefinan- 
zen angekündigt. Nichts ge- 
schah. Erst als immer mehr 
Kommunen ihren Haushalt 
nicht mehr ausgleichen 
konnten, Theater, Schwimm- 
bäder und Musikschulen ge- 
schlossen werden mussten, 
Schulen, Straßen, Parks, In- 

Gegen das Votum von 

nenstädte und öffentliche 
Gebäude in verwahrlosten 
Zustand gerieten, erst da 
regte sich die „ruhige Hand". 

Die Kommunen können 
ihre Investitionsaufgaben 
nicht mehr wahrnehmen. 
Binnen zehn Jahren sind die 
Investitionen um über 30 % 
eingebrochen. Das ist unge- 
fähr der Betrag, den sie für 
vom Staat verordnete so- 
ziale Aufgaben mehr auf- 
wenden müssen. 

Den demokratisch ge- 
wählten kommunalen Parla- 
menten bleibt kaum noch et- 
was zu tun, als den Auf- 
sichtsbehörden Kürzungs- 
vorschläge zu unterbreiten. 

Die „ruhige Hand" regte 
sich sehr langsam. Über ein 
halbes Jahr hat Rot-Grün die 
Kommission von der Ankün- 
digung am 21. November 
2001 bis zur konstituieren- 
den Sitzung hinausgezögert. 

CDU und CSU und der kom- 
munalen Spitzenverbänd 
will Rot-Grün nun eine ab" 
gespeckte Minimalrefom1, 

Die Zukunft der Gewerbe' 
Steuer und Arbeitslose"1' 
und Sozialhilfe sollen '& 
Mittelpunkt stehen. 

Wir wollen mehr: 

• Aufgaben,   Einnahme" 
und Ausgaben der Kommü 

nen müssen insgesamtvVl 

der ins Gleichgewicht $ 
bracht werden. Die Komm11' 
nen brauchen mehr finanz 

eilen Handlungsspielram11 

für   originäre    sogenann 
Selbstverwaltungsaufgahe ' 
Nur dann macht die örtlic11 

Demokratie Sinn. 
• Die Kommunen brauche" 
besseren Schutz vor Auf» 
ben- und Kostenverlagem11- 
ohne entsprechenden f"1^ 
ziellen Ausgleich. Da 

muss dem Konnexitätsp1"1 

zip (Wer bestellt, bezaW 
volle Geltung verschafft we 

den. Dafür brauchen die u 
meinden   bessere   MitNV 

kungsrechte  im  Gesetz» 
bungsverfahren und bei P 

des- und Länderentscheidü 

gen, die sie betreffen. 
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HAUSHALTSPOLITIK 

FRIEDRICH   AUSTERMANN: 

Steuereinnahmen brechen weg- Eichels 
Brüsseler Versprechen nicht zu halten 

u den Ergebnissen der 
teuerschätzung erklärte 
er   haushaltspolitische 

Jacher der CDU/CSU- 
undestagsfraktion: 
^agnation, Rezession 

Jnd steigende Arbeitslosig- 
.ll führen zusammen mit 
ner falsch  konstruierten 
euerrefbrm dazu, dass alle 
Entliehen   Haushalte   in 

en Jahren 2002 bis 2005 ge- 
lber der letzten mittel- 
nstigen    Steuerschätzung 
/^ Mai 2001 konjunktur- 

dingte  Steuerminderein- 
ahmen von 65 Mrd. € bin- 
den müssen. 

f^ank    Minderabführun- 
an die EU liegen die gen , 

St© Uereinnahmen des Bun- 
^ im Jahr 2002 „nur" um 
* Mrd. € unter dem Haus- 

ft
altsansatz. Gleichwohl dür- 

(. 
d'e Nettokreditaufnahme 

d 
A Mrd. € im Soll) auf 

^nn Kl. 24 Mrd. € steigen 
laheandieVerfassungs- 

jpn2edes Artikel 115 GG 
j^men, wonach die Netto- 

Se   
itaufnahme nicht höher 

n darf als die Investitionen 

b '°Mrd.€).Jetzträchtsich 
p. r> dass Eichel bei seiner 
J}anzPolitik keinerlei wirt- 
,, "^politisches   Leitbild ^t.w er-wie Rot-Grün-im- 

mer neue Hürden für mehr 
Wachstum und Beschäfti- 
gung errichtet hat und am 
Jahresanfang 2002 den Inve- 
storen und Konsumenten rd. 
5 Mrd. € durch Steuerer- 
höhungen (Ökosteuer, Ta- 
bak- und Versicherungs- 
steuer, Schwefelsteuer) aus 
der Tasche gezogen hat, der 
handelt ökonomisch verant- 
wortungslos und muss sich 
über Kaufzurückhaltung 
nicht wundem. 

Schlusslicht in Europa 

Verantwortungslos und 
illusionär hat Eichel auch 
gehandelt, als er zur Ver- 
meidung eines „Blauen 
Briefes" aus Brüssel ver- 
sprach, bis zum Jahr 2004 ei- 
nen nahezu ausgeglichenen 
Staatshaushalt vorzulegen. 
Unter   rot-grüner   Verant- 

wortung ist Deutschland mit 
einem Defizit von 2,7 vH im 
Jahr 2001 und 2,8 vH in die- 
sem Jahr Schlusslicht in Eu- 
ropa geworden, während 
wir im Jahr 1998 mit 1,7 vH 
im Mittelfeld lagen. In allen 
europäischen Ländern ist 
das Staatsdefizit seit 1998 
gesunken, nur in Deutsch- 
land ist es aufgrund der 
schlechten rot-grünen Wirt- 
schafts-, Arbeitsmarkt- und 
Finanzpolitik gestiegen. 

Angesichts der wegbre- 
chenden Steuereinnahmen - 
allein in den Jahren 2002 bis 
2004 werden das für alle öf- 
fentlichen Haushalte 47 Mrd. 
€ sein - ist bei einem „Weiter 
so" Eichels Brüsseler Ver- 
sprechen völlig unrealistisch 
und blanke Illusion, zumal er 
ein von den Wirtschaftsfor- 
schungsinstituten geforder- 
tes Sparprogramm von 16 
Mrd. € abgelehnt hat. 

Die wichtigste Aufgabe 
einer CDU/CSU-geführten 
Bundesregierung ab Herbst 
2002 wird es sein, die Kräfte 
für das Wachstum zu stärken 
und den Arbeitsmarkt von 
seinen Fesseln zu befreien, 
um mehr Beschäftigung und 
weniger Arbeitslose zu er- 
reichen. UD 
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GESUNDHEITSPOLTIK 

WOLFGANG   LOHMANN 

Ein Jahr Rentenreform 
Anlässlich der seit einem 
Jahr bestehenden Renten- 
reform erklärte der ge- 
sundheitspolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion: 

Wohl dem, der neben den 
wichtigsten 100 Fragen zur 
Riesterrente auch geklärt 
hat, wie sich die unter- 
schiedlich förderfähigen 
Produkte der Riesterrente 
auf seine Beiträge zur Kran- 
kenversicherung im Alter 
auswirken. 

Wer eine Rente aus der 
betrieblichen Altersversor- 
gung bezieht, muss nämlich 
Beiträge zur Krankenversi- 
cherung der Rentner ent- 
richten. Wer hingegen Ein- 
nahmen aus einem privaten 
Altersvorsorgevertrag er- 
zielt, zahlt keine Kranken- 
kassenbeiträge.   Entschei- 

ZU   RISIKEN   UND 
NEBENWIRKUNGEN 

DER   RIESTER- 
RENTE   IN   DER 
KRANKEN VER- 

SICHERUNG 

dend für die Entstehung der 
Beitragspflicht ist, dass die 
Versorgungsbezüge in ei- 
nem Bezug zum Erwerbsle- 
ben stehen. 

Dies ist bei der Betriebs- 
rente der Fall, bei einer ech- 
ten privaten Altersvorsorge 
nicht. Bei der Auswahl der 
förderfähigen Riester-Pro- 
dukte wird nun aber nicht 
auf diese für das Alter zen- 
tralen Unterschiede hinge- 
wiesen. Deshalb werden die 
Risken manchem erst im 
Rentenalter bewusst. 

Auch die heutigen Ren'e' 
rinnen und Rentner hat>e 

trotz zehntem Gesetz zur 

Änderung des Fünften B«' 
ches Sozialgesetzbuch da" 
Gefühl,  ungleich  in der 

Krankenversicherung   <* 
Rentner behandelt zu wef' 
den.   Rentner   mit   hohef1 

Renteneinkommen werde 
durch dieses Gesetz begöj 
stigt, Rentner mit geringe,n 

Renteneinkommen benacn 

teiligt,  Frauen  mit  Kle" 
strenten sogar bestraft. 

Nun wird diese Reihe er- 
gänzt durch die unterschied 
liehen   Auswirkungen   d 

Riesterrente auf die Kra> 
kenversicherung der Re" 
ner. Das Vertrauen der Bür 

ger in das solidarisch tin*1 

zierte   Sozialversicherung^ 

system wird durch derartig 
Gesetze nicht gestärkt. 

Vier-Punkte-Plan übergeben 
Der Deutsche Multimedia Verband 
(dmmv) hat Generalsekretär Laurenz 
Meyer einen Vier-Punkte-Plan zur „Stär- 
kung der digitalen Wirtschaft" übergeben. 
„Im Vorfeld der Bundestagswahl wollen 
wir sicher stellen, dass die Unternehmen 
der digitalen Wirtschaft in Zukunft ihre 
Wachstumspotenziale ausschöpfen kön- 
nen", sagte dmmv-Präsident Rainer Wid- 
mann bei der Übergabe des Plans im Kon- 
rad-Adenauer-Haus. 

Arbeitsmöglichkeiten anbieten 
Perspektiven für eine neue Beschaff' 
gungspolitik hat der stellvertretende Vor- 
sitzende der CDU, Christian Wulff, aufge- 
zeigt. E spricht sich für die Schaffung Hu11' 
derter von lokalen Bündnissen für Arbe' 
aus. Deren Aufgabe: auf regionaler Eben 
sinnvolle Aktivitäten für eine Verbesse' 
rung der Arbeitsmarktentwicklung an' 
stoßen. Zusätzlich: Service-Agenture 
sollen Arbeitslosen- und SozialhilfeemP' 
fängern Arbeitsmöglichkeiten anbieten- 
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KURZ   &   BüNDIG1 

LOBENDE WORTE rar 
Unionskanzlerkandidat Ed- 
mund Stoiber hat der desi- 
gnierte neue DGB-Vorsit- 
2ende Michael Sommer ge- 
funden: Stoiber zeichne eine 
"durchaus pragmatische Po- 
'hk aus, die wir mittragen". 
^'s Beispiele nannte Som- 
mer • das bayerische Bünd- 
nis für Arbeit, • das Weiter- 
"i'dungsgesetz und • das 

ergabegesetz. V 

NUN DOCH NOCH WüI 
Slch  der  DGB   mit  einer 
k- Kampagne in den Bundes- 
la§swahlkampf einschalten, 
^'e 1998 soll die Aktion un- 
ler dem Motto „Für Arbeit 
Und soziale Gerechtigkeit" 
Jlehen.      DGB-Vizechefin 
Ursula Engelen-Kefer: „Die 
Aktion wird allerdings nicht 
Ur eine bestimmte Partei 

antreten." Ziel des DGB sei 
s; irn Interesse seiner Mit- 

glieder möglichst viele sei- 
er Vorstellungen bei allen 
arleien unterzubringen. 

LEITER GESUNKEN 
lst nach Mitteilung des Sta- 
tischen   Bundesamts   in 
Wiesbaden die Zahl der Er- 

erbstätigen: in den ersten 
re' Monaten dieses Jahres 

Um > 36.000oder0,4Prozent 
jjuf 38,2 Millionen. Beson- 
. ers viele Arbeitsplätze sind 

Baugewerbe verloren ge- 
§angen. Entsprechend nahm 
dUch die Arbeitszeit ab. 

DIE AUSSICHTEN von 
Arbeitslosen auf einen neuen 
Job sind einer Studie des In- 
stituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung zufolge je 
nach Alter, Geschlecht, Aus- 
bildungsgrad und Gesund- 
heitszustand sehr unter- 
schiedlich. Die Wiederein- 
gliederung werde um so 
schwieriger, je mehr ungün- 
stige Faktoren zusammen- 
träfen. Auch ein großes En- 
gagement der Erwerbslosen 
bei der Stellensuche könne 
dies oft nicht ausgleichen. 

DEUTLICH  WENIGER 
als im Vorjahresmonat hat 
die deutsche Industrie im 
März umgesetzt. Um 9,2 
Prozent auf 111,6 Milliar- 
den Euro (ohne Umsatz- 
steuer) sind die Erlöse im 
verarbeitenden Gewerbe 
und im Bergbau gesunken. 
Der Auslandsumsatz lag um 
4,2 Prozent unter dem Ni- 
veau der ersten drei Monate 
2001. Die Beschäftigung 
sank um 2,4 Prozent auf 6,2 
Millionen Arbeitnehmer. 

VOLL ERFASST von der 
wirtschaftlichen Flaute in 
der Medienbranche ist die 
deutsche Fachpresse. Um- 
satz und Auflage gingen im 
vergangenen Jahr um 13 
Prozent zurück. Hauptgrund 
für das Minus: der Einbruch 
im Anzeigengeschäft um 15 
Prozent. Verbandssprecher 

Reinhold Welina: „Konse- 
qeunzen für die Zahl der Be- 
schäftigten sind nicht auszu- 
schließen." 

DOPPELVERDIENER 
in der Europäischen Union 
nehmen zu. Das gelte auch 
für Paare mit Kindern, stellt 
das EU-Statistikamt Eu- 
rostat fest. In Großbritan- 
nien arbeiten knapp 80 Pro- 
zent aller Paare ohne Nach- 
wuchs. Deutschland liegt 
mit 70 Prozent an zweiter 
Stelle. Den geringsten An- 
teil an kinderlosen Doppel- 
verdienern hat mit 42 Pro- 
zent Spanien. Bei Paaren mit 
Kindern dagegen erreicht 
Portugal den höchsten Dop- 
pelverdiener-Anteil mit 74 
Prozent. Deutschland liegt 
mit gut 60 Prozent im Mit- 
telfeld. 

SCHMIERGELDER   in 
Russland belaufen sich 
jährlich auf rund 40 Milliar- 
den Euro. Das ist die Hälfte 
des Staatshaushalts. Allein 
drei Milliarden Euro zahlen 
russische Bürger für einfa- 
che Dienstleistungen des 
Staates. Wohlwollende Be- 
handlungen durch Ärzte 
und Klinikpersonal werden 
erkauft und Studienplätze 
für die Kinder. Mit 300 Mil- 
lionen Euro wird sogar der 
Gang der Gerechtigkeit vor 
russischen Gerichten be- 
einflusst. UD 

UID 16/2002-13 



1 UMWELTPOLITIK 

ANGELA   MERKEL 

Nachhaltigkeit - die gemeinsame 
Verantwortung für unsere Erde 

Die Parteivorsitzende hat 
bekräftigt, dass die Globa- 
lisierung - sofern sie rich- 
tig gestaltet werde - mehr 
Chancen als Risiken mit 
sich bringe. 

„Die Alternative zur Glo- 
balisierung wäre Isolation", 
sagte Merkel am 16. Mai im 
Deutschen Bundestag. Um 
den Menschen die Ängste 
vor der Globalisierung zu 
nehmen, müsse die Politik 
konsequent die Prinzipien 
der Sozialen Marktwirt- 
schaft anwenden. 

Alte ideologische 
Vorhaben aufgeben 

Die Parteivorsitzende 
forderte Rot-Grün auf, sich 
im Interesse einer nachhalti- 
gen Politik von „alten ideo- 
logischen Vorhaben" zu 
verabschieden. Stattdessen 
seien effiziente Konzepte 
gefragt, beispielsweise bei 
der CO,-Minderung. 

Während die frühere Bun- 
desregierung über Selbstver- 
pflichtungen der Wirtschaft 
und Wärmedämmung Er- 
folge erzielt habe, könne 
Kanzler Schröder nicht er- 
klären, wie er die angepeilte 
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Reduzierung der C02-Emis- 
sionen auf 25 Prozent im Jahr 
2005 erreichen wolle. 

Die Grundsätze: 

• Die Forderung nach 
Nachhaltigkeit stellt einen 
hohen Anspruch: den heuti- 
gen Bedürfnissen so nachzu- 
kommen, dass auch künftige 
Generationen die Option ha- 
ben, ihre Bedürfnisse erfül- 
len zu können. 
• Nachhaltigkeit ist kein 
modernes Synonym für Öko- 
logie. Dass Nachhaltige Ent- 
wicklung neben der ökologi- 
schen Komponente auch die 
ökonomische und die soziale 
Seite beinhaltet (Dreisäulen- 

konzept), hat gerade auch 
Rio 1992 betont. 
• Nachhaltige Politik muss 
jede Maßnahme daraufhin 

prüfen, ob sie das hohe Ziel 

gefährdet oder fördert. 
Damit ist klar, dass 

Nachhaltigkeit • eineQuef' 
schnittsaufgabe von Politik' 
Wirtschaft und Gesell- 
schaft, • eine möglichst in' 
ternational abgestimmte P°' 
litik, • eine Langfristauf- 

Wortlaut der von der 
CDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion beschlos- 
senen Eckpunkte für 

eine Nachhaltige 
Entwicklung: 

www.cducsu.de 

Tierschutz wird Staatsziel 
Der Bundestag hat am 17. Mai mit den Stimmen von 
CDU/CSU, FDP, SPD und Bündnis 90/Die Grünen die 
Aufnahme des Tierschutzes ins Grundgesetz beschlos- 
sen. Damit wird der Tierschutz zum Staatsziel erhoben- 
Da der Bundesrat dem Gesetz ebenfalls zustimmen will' 
kann die Grundgesetzänderung noch im Sommer in Kran 
treten. Der Deutsche Tierschutzbund übergab der Partei- 
vorsitzenden Angela Merkel im Vorfeld der Parlaments- 
entscheidung eine umfangreiche Unterschriftenliste- 
„Unser jahrzehntelanger Kampf endet erfolgreich", er" 
klärte dazu Tierschutzbund-Präsident Wolfgang Apel- 



TIERSCHUTZ 

ANGELA   MERKEL: 

Für eine konsequente Umsetzung 
des Staatsziels Tierschutz 

öer Schutz der Tiere be- 
Wegt viele Menschen. Die 
Bürger sind zurecht em- 
Port, wenn Tiere gequält 
Und misshandelt oder ver- 
•tteidbaren Leiden ausge- 
ätzt werden. Tiere sind 
^itgeschöpfe. Ein wirklich 
Verantwortlicher Umgang 
J*t ihnen zeichnet eine Ge- 
sellschaft aus, die Respekt 
v°r den natürlichen Le- 
"ensgrundlagen hat. 

Der Bundesvorstand hat 
lrtl März vor dem Hinter- 
§rLind des Bundesverfas- 
Sungsgerichtsurteils zum 
dächten die Frage der 
Aufnahme des Tierschutzes 
a's Staatsziel ins Grundge- 
Setz diskutiert und der CDU/ 
^SU-Bundestagsfraktion 
^Ustimmung empfohlen, 
daraufhin haben die Abge- 
beten von CDU und CSU 
e'   der   Abstimmung   im 

I) Putschen   Bundestag   am 
' • Mai mit großer Mehrheit 

eine Ergänzung des Arti- für 
e's 20a des Grundgesetzes 
m die Wörter „und die 

r'ere" votiert. 
^n ihrem Regierungspro- 

§rarnmfürdie Jahre 2002 bis 
. °°6 bekräftigt die Union 

ren Willen, sich für eine 
°nsequente      Umsetzung 

des nun bald in der Verfas- 
sung als Staatsziel veranker- 
ten Schutzes der natürlichen 
Lebensgrundlagen und der 
Tiere einzusetzen. 

Tiere sind Mitgeschöpfe 

Über die Verfassungs- 
frage hinaus ist der Tier- 
schutz für die CDU seit lan- 
gem ein wichtiges Thema. 
Zahlreiche Verbesserungen 
des Tierschutzes konnten in 
der Regierungszeit der CDU 
von 1982 bis 1998 erreicht 
werden. Unser weltweit vor- 
bildliches Tierschutzgesetz 
ist weitgehend durch die No- 
velle von 1986 entstanden. 
Damals ist unter der CDU- 
geführten Bundesregierung 
verankert worden, dass Tie- 
re Mitgeschöpfe des Men- 
schen sind. 1990 wurde 
durch eine Ergänzung des 
Bürgerlichen Gesetzbuches 
unmissverständlich klarge- 
stellt, dass Tiere keine Sa- 
chen sind, sondern auch im 
Zivilrecht als Lebewesen 
anerkannt werden. 

Die CDU hat die For- 
schung von Ersatzmethoden 
zum Tierversuch stark ge- 
fördert mit dem Ergebnis, 

dass die Tierversuchszahlen 
in den neunziger Jahren kon- 
tinuierlich gesunken sind. 
Schließlich sind in der 
CDU-Regierungszeit Tier- 
versuche bei der Entwick- 
lung von Kosmetika verbo- 
ten worden. Die Freiheits- 
strafen bei Vergehen gegen 
das Tierschutzgesetz wur- 
den erhöht, die Haltungs- 
vorschriften für Nutztiere 
verschärft und von Men- 
schen, die gewerbsmäßig 
mit Tieren umgehen, Sach- 
kundenachweise und Prü- 
fungen verlangt. 

Wir sind bestrebt, unse- 
ren hohen Standard europa- 
weit zu verwirklichen, denn 
viele Tierschutzprobleme 
können letztlich nur im Rah- 
men einer Abstimmung in- 
nerhalb der Europäischen 
Union gelöst werden. Dies 
gilt z. B. für die Schlacht- 
viehtransporte, deren Dauer 
wir weiter eingrenzen wol- 
len. Auch fordert die CDU, 
dass der Tierschutz zu einem 
Thema bei der laufenden 
Welthandelsrunde wird. 
Wenn Tierschutzprobleme 
gelöst und nicht nur ins Aus- 
land verlagert werden sol- 
len, brauchen wir internatio- 
nale Regelungen. UD 

UID 16/2002- 15 



1 INTERVIEW 

SHIMON   STEIN: 

Deutsch-israelische Beziehungen 
im Zeichen von 

Solidarität und Verbundenheit 
Frage: Herr Botschaf- 
ten, Sie versuchen ja 
nicht nur, die Politik Is- 
raels hier bei uns in 
Deutschland verständ- 
lich zu machen. Gleich- 
zeitig wird in Israel von 
Ihnen erwartet, dass Sie 
Ihrer Regierung Be- 
schreibungen der deut- 
schen Politik und deut- 
scher Interessen geben. 
Sie wären damit auch 
eine „deutsche Stim- 
me" in Israel. Wie sähe 
heute Ihre Beschrei- 
bung der deutschen 
Haltung im Nahost- 
Konflikt aus? 

Shimon Stein: Zunächst 
weiß ich nicht, ob ich eine 
„deutsche Stimme" in Is- 
rael bin. Aber Sie haben 
recht: Es gehört zu unseren 
Aufgaben, die israelische 
Regierung über die Nahost- 
politik Deutschlands zu in- 
formieren. 

Die Nahost-Debatte im 
Deutschen Bundestag am 
25. April hat gezeigt: Die 
großen Parteien zeichnet ein 
weitgehender Konsens in 
mehreren wichtigen Punk- 

U i D - Interview 
mit Shimon  Stein, 
dem  Botschafter 

Israels in 
Deutschla nd 
am  16. Mai 

ten aus: • einmal die Auf- 
fassung von den besonderen 
Beziehungen der Bundesre- 
publik zu Israel • dann die 
Anerkennung des Rechts 
des israelischen Staates, in 
gesicherten Grenzen zu le- 
ben, und schließlich • das 
Eintreten für einen palästi- 
nensischen Staat. Wir regi- 
strieren darüber hinaus, dass 
die Bundesregierung ver- 
sucht, dieser Haltung auch 
innerhalb der Europäischen 
Union Geltung zu verschaf- 
fen. Ich glaube aber, wie der 
deutsche Ausseminister öf- 

ter betont hat. man soll, was 
die deutsche Rolle in Nahost 
betrifft, bescheiden sein- 
Europa hat eine ergänzende 
Rolle zu den USA gespie'1 

und wird sie auch weiter 
spielen. 

Frage: Man soll beschei- 
den sein, sagen Sie. Lieg1 

dem zugrunde, was '" 
den beiden Sätzen Z#j*j 
Ausdruck kommt, &f 
auch Edmund Stoiber i" 
der Bundestagsdebatte 
vom 25. April formuliert 
hat: m „Wirstehen ohne 
Einschränkung zum EX* 
stenzrecht Israels ltl 

Frieden und gesicherte' 

Grenzen." m Und: „W'r 

unterstützen die Anspra- 
che des palästinensi- 

schen Volkes auf eine» 
eigenen Staat." 

Shimon  Stein:   Bei  dem 
Konflikt geht es t&& 
darum, ob es zu einem Pa' 
stinensischen Staat komme"1 

wird oder nicht. Es gen 

darum, dass dieser Sta 

nicht auf Kosten der Sicher' 
heit Israels entstehen dar_ 
Unser Hauptziel ist deshalb 
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heute: dem Terror Einhalt zu 
§ebieten. Die Palästinenser 
Nissen sich klar davon di- 
stanzieren. Er muss auch 
Wirklich aufhören. Dann 
erst wird es eine Entwick- 
lung geben können, die in 
einen Friedensprozess ein- 
mündet. 

Ich erinnere daran: Mini- 
sterpräsident Barak hat im 
Jahr 2000 den Palästinen- 
sern ein weitgehendes An- 
gebot gemacht. Am Ende 
sollte nach seinen Vorstel- 
ligen ein palästinensischer 
^laat stehen. Es war die ver- 
hängnisvolle Entscheidung 
Arafats, dieses Angebot ab- 
zulehnen. Mit den Folgen 
^•eser Ablehnung haben wir 
es heute zu tun. 

Frage: In Deutschland 
wird das, was Sie sagen, 
anders wahrgenommen. 
CDU-Generalsekretär 
Laurenz Meyer hat zum 
Schluss seiner Rede hei 
der Kundgebung des 
Zentralrats der Juden in 
Deutschland am 10. 
April in Frankfurt am 
Main Jitzhak Rabin 
zitiert: „Für Krieg 
0raucht es nur eine 
Seite, für Frieden zwei." 
Zum Friedenswillen Is- 
raels brauche ich Ihnen 
keine Frage zu stellen. 
Aber alle, die Ihrem 
Land Frieden wün- 
Schen, warten auf eine 

Initiative Israels. Wann 
kommt sie? Und wie wird 
sie aussehen? 

Shimon Stein: Dass wir für 
den Frieden sind, haben wir 
bewiesen. Und wir waren 
auch bereit, einen Preis 
dafür zu zahlen - nur nicht 
jeden Preis, Wer Frieden 
will, muss auch ein Risiko 
eingehen, aber kein unkal- 
kuliebares. 

Ich will deshalb noch ein- 
mal auf das Angebot zurück- 
kommen, das vor gerade erst 
19 Monaten in Camp David 
unser damaliger Minister- 
präsident gemacht hat: ein 
großzügiges Angebot. 

Das Angebot sah einen • 
Rückzug Israels aus 96 Pro- 
zent des von den Palästinen- 
sern beanspruchten Gebietes 
vor. • Aufräumung des 
Großteils der Siedlungen, • 
die de-facto-Teilung Jerusa- 
lems mit einer Lösung auf 
dem Tempelberg und • ei- 
nen Vorschlag zur Lösung 
des Flüchtlingsproblems. Es 
wurde abgelehnt. Und alle 
diejenigen.die Israel kritisie- 
ren, sollten Arafat die Frage 
stellen: ..Warum?" Geht es 
Arafat um etwas ganz ande- 
res als um den Staat, den er 
längst hätte haben können - 
um etwas, wofür das er bereit 
ist. Terror einzusetzen, so- 
wohl unschuldige Zivilisten 
in Israel zu ermorden als 
auch sroße Verluste auf 

palästinensischer Seite in 
Kauf zu nehmen? 

Frage: Haben Sie eine 
Vorstellung davon, wel- 
ches Ziel Arafat ver- 
folgt? 

Shimon Stein: Ich glaube: 
Klare Antworten auf diese 
Frage können auch wir Ih- 
nen nicht geben. Es wird 
immer wieder der Eindruck 
erweckt, als wäre die is- 
raelische Siedlungspolitik 
der Dreh- und Angelpunkt 
des Konflikts und es wer- 
de so lange keinen Frieden 
geben, wie Israel an die- 
sen Siedlungsgebieten fest- 

halte. 
Der Staat Israel existiert 

seit 54 Jahren. Zwischen 
1948 und 1976 gab es keine 
Besatzung. Ich frage: Wa- 
rum gab es auch in diesen 
Jahren keinen Frieden zwi- 
schen den Arabischen Staa- 
ten und Israel? 

Und ich frage: Wenn der 
palästinensische Staat wirk- 
lich das eigentliche Ziel ge- 
wesen sein sollte, warumha- 
ben Ägypten und Jordanien, 
als sie den Gaza-Streifen 
und die West bank tinter 
Kontrolle hatten, den Palä- 
stinensern diesen Staat nicht 
angeboten? 

Die PLO ist ja nicht das 
Ergebnis israelischer Besat- 
zung. Sie wurde 1964 ge- 
gründet, und zwar mit dem 
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erklärten Ziel den jüdischen 
Staat zu liquidieren. 

Ich frage deshalb vor al- 
lem: Sind die arabischen 
Staaten überhaupt dazu be- 
reit, im Nahen Osten einen 
jüdischen Staat zu akzeptie- 
ren, zu tolerieren und zu le- 
gitimieren? Noch heute wer- 
den Sie von Arafat auf diese 
Frage-ob die Juden ein Volk 
sind, ob dieses Volk in einem 
von allen andern anerkann- 
ten Staat leben soll - keine 
klare Antwort erhalten. 

Frage: Ich hatte Sie 
nach der Beschreibung 
der deutschen Haltung 
im Nahost-Konflikt ge- 
fragt, die Sie heute ge- 
ben würden. Nachge- 
fragt: Gibt es Unter- 
schiede der deutschen 
Parteien in dieser Hal- 
tung, und worin beste- 
hen diese unterschiede? 

Shimon Stein: Mit Aus- 
nahme der PDS, die noch ein 
Stück Aufarbeitung ihrer ei- 
genen Vergangenheit zu lei- 
sten hat, bewegen sich alle 
andern deutschen Parteien 
auf einem breiten Feld von 
Konsens und Kontinuität - 
mit Abweichungen nur in 
Nuancen. An der Überein- 
stimmung in den essentials 
Besonderheit deutsch-israe- 
lischer Beziehungen und 
Existenzrecht Israels ändert 
das nichts. 

Frage: In der Nahost- 
Debatte vom 25. April 
gibt es in einem Punkt ei- 
nen sehr deutlichen Un- 
terschied. Edmund Stoi- 
ber hat ihn mit den Wor- 
ten ausgedrückt: „Einen 
Einsatz deutscher Solda- 
ten im Nahost-Konflikt 
wird es mit unserer Zu- 
stimmung nicht geben." 
Wie schätzen Sie den ent- 
sprechenden Vorschlag 
des Bundeskanzlers ein, 
den der Kanzlerkandidat 
der Union so entschie- 
den ablehnt? 

Shimon Stein: Es geht hier 
um die prinzipielle Frage, ob 
deutsche Truppen im Aus- 
land eingesetzt 
werden sollen, 
und um eine psy- 
chologische Bar- 
riere, die die jün- 
gere deutsche Ge- 
schichte errichtet 
hat. Was den Bal- 
kan betrifft, war 
das Thema auch 
schon emotional 
beladen. Deutsche 
Truppen außer- 
halb Europas - in 
Afghanistan, am 
Golf, im Nahen 
Osten: das ist des- 
halb zunächst ein- 
mal eine Fra-ge, die die 
Deutschen an sich selbst 
stellen müssen, die Frage 
nämlich: Kann Deutschland 

die grundsätzliche Entschei- 
dung unbeeinflusst von hi- 
storischen Motiven treffen- 

In Bezug auf den Nahen 
Osten ist die Frage heute 
nicht aktuel 1. Aber man kann 
für die Zukunft nicht aus- 
schließen, was heute noch 
völlig ausgeschlossen ist. 

Deutsche Beteiligung j 
bei der Diskussion darüber 
geht es jedoch eigentlich um 
etwas anderes: um eine in- 
ternationale Begleitung des 
Friedensprozesses im Na' 
hen Osten. Und da vertrete 
ich die Auffassung: Bei den 
Folgen einer Lösung ist eine 
internationale Begleitung 
von großer Bedeutung und 
auch notwendig. Diese Be' 

Dass wir für den 
Frieden sind, ha- 
ben wir bewiesen. 
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Kritik muss glaubwür- 

dig, fundiert und kon- 

struktiv sein. 

8'eitung wird aber erst nach 
einem Abkommen fällig, 
^'e wird nicht nur militari- 
sier, sondern auch politi- 
Scher, wirtschaftlicher und 
kultureller Natur sein. 

Frage: In der deutschen 
Diskussion ist wieder 
das Thema Antisemitis- 
mus aufgetaucht und 
hat sich - irgendwie - 
nit dem Nahost-Kon- 
flikt verbunden. Ist der 
Begriff in dieser Verbin- 
dung angebracht? 

k himon Stein: Antisemitis- 
mus hat mit dem Konflikt di- 
ekt nichts zu tun. Wer uns 

.Ur unsere Politik kritisiert, 
lsl nicht automatisch Antise- 

mit. Es gibt aller- 
dings Spielre- 
geln, an die sich 
auch Kritik halten 
muss: Sie muss 
glaubwürdig, 
fundiert und kon- 
struktiv sein, sich 
an den Fakten 
orientieren, den 
Empfänger von 
Kritik nachdenk- 
lich stimmen und 
ihn sogar umstim- 
men können. Ei- 
ne solche Kritik 

wäre weder antisemitisch 
noch anti-israelisch. 

Es gibt aber auch Kritik 
ganz anderer Art, bei der al- 
lein der Gebrauch bestimmer 
Worte schon zu denken gibt. 
Es beginnt damit, dass auch 
den Juden in Deutschland die 
Schuld am Nahost-Konflikt 
gegeben wird, für etwas, wo- 
mit sie gar nichts zu tun ha- 
ben. Gleichzeitig ist von „jü- 
discher" bzw. „zionistischer 
Lobby" die Rede, wird die 
alte Weltverschwörung be- 
schworen und dem palästi- 
nensischen Terror Verständ- 
nis entgegen gebracht. 

Es handelt sich dabei um 
eine neue Art von Antisemi- 
tismus, der heute nicht auf 
den einzelnen Juden zielt, 
sondern auf den Staat Israel - 
seit Jahren an dem systemati- 
schen Versuch innerhalb von 
Teilen der islamischen und 
arabischen Welt zu erken- 

nen, Israel zu delegitimieren 
und aus der Völkergemein- 
schaft auszuschließen. Das 
fand auf der Konferenz in 
Durban statt, das findet in 
Debatten der UNO und in 
verschiedenen anderen Zu- 
sammenhängen statt. 

Frage: Vielen Dank, 
Herr Botschafter, für 
das Gespräch. Zum 
Schluss möchte ich nur 
noch eins wissen: Habe 
ich Sie nach allem Wich- 
tigen gefragt? 

Shimon Stein: Ja - aber 
noch eine Sache: Gestern 
kam der ehemalige Bundes- 
kanzler Helmut Kohl von ei- 
ner Israel-Reise zurück. Er 
war Gast der Ben-Gurion- 
Universität und hat die Lau- 
datio auf Friede Springer ge- 
halten, die dort mit dem Eh- 
rendoktortitel ausgezeich- 
net worden ist. 

Sein Besuch ist für uns 
zu diesem Zeitpunkt von 
großer Bedeutung: ein Zei- 
chen der Solidarität und der 
Verbundenheit, ein schöner 
Beweis für die Kontinuität 
guter Beziehungen zwi- 
schen Deutschland und Is- 
rael. Daran war Helmut 
Kohl gelegen, daran war im- 
mer schon der Union gele- 
gen - und auch heute wieder 
mit Edmund Stoiber, An- 
gela Merkel und Friedrich 
Merz. UD 
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SPD-WAHLKAMPF 

Alarmstufe dunkelrot 

Die SPD erwacht langsam 
aus dem politischen Tief- 
schlaf. Vor sechs Monaten 
hatten sich Bundeskanzler 
und Regierungspartei von 
der Berliner Bühne in dem 
Glauben verabschiedet, der 
22. September sei bereits ge- 
laufen. Diese Überheblich- 
keit wurde durch die Benen- 
nung Edmiund Stoibers zum 
Unions-Kanzlerkandidaten 
gestärkt. Aber der politisch 
erfahrene Bayer ließ sich 
nicht in die rechte Ecke 
drängen, die Wirtschaft 
boomte nicht, und die Köl- 
ner Genossen sorgten mit 
dem Spendenskandal für ei- 
nen veritable/! Scherben- 
haufen . Erstmals seit seinem 
Amtsantritt als SPD-Chef 
geriet Schröder in innerpar- 
teiliche Kritik. Für die SPD 
gilt Alarmstufe dunkel rot. 
Mit einem Persönlichkeits- 
wahlkampf allein wird er 
Stoiber nicht bezwingen 
können. Das Ansehen des 
Herausforderers ist zu hoch. 

General-Anzeiger, Bonn 
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K.-H.   SCHREIBER 

Parlamentsrecht nach 
Belieben gebeugt 

Die Parteistrategen tricksen 
herum und beugen das Par- 
lamentsrecht nach Belie- 
ben, nur um dem Anschein 
nach an ein ihnen genehmes 
- und offenbar für lebens- 
wit 'htig erachtetes - Ergeb- 
nis zu kommen. War schon 
die Reise eines Rumpfaus- 
schusses zur Anhörung des 
mit Haftbefehl gesuchten 
Gesi häftsmcK hers St hrei- 
ber eine Farce, so wird sie 
nach den angeblich brisan- 
ten Aussagen über heimli- 
che Geldgeschenke an die 
CSU zum Skandal. 

Frankfurter Allgemeine 

JOHANNES   RAU 

In zu großen Schuhen 

Ein Ruck wird nicht durch 
Deutschland gehen, nach- 
dem der Bundespräsident in 
seiner „BerlinerRede" über 
Wohl und Wehe der Globali- 

sierung gesprochen hat. D'e 

Schuhe, die Alt-Präsident 

Roman Herzog vor fünf Jü'1' 
ren mit seinem Anti-Bi'n'0' 
kratie-Appell hingestellt fti&> 
sind für den Nachfolger ein- 
fach zu groß. Auch in ein0 

globalisierten Welt müsse es 
nach freiheitlichem Recht:"' 
gehen. Wermöc htedemP'a~ 
siden ten dabei schon wide' ~ 
sprechen. Aber-wie fast int' 
mer bei Rau - das letzte ent- 
scheidende Wort wird v°n 

diesem Präsidenten nit 'hl 8er 

sprachen. 
Leipziger Volkszeitung 

STEUERSCHÄTZUNG 

Zweckoptimismus 

Schlechte     Nachrichtet* 
Bund, Länder und Komm» 
neu müssen bis 2005 mit 65 J 
Milliarden   Euro   wenig0' 
Steuereinkommen klarkon 
men als bei der letzten Sehet • 
zung angenommen. Der f 
nanzminister   scheint   &<• 
von den Zahlen nie lit aus d?"1 

Konzept bringen zu lasse 
Das Ziel, bis 2004 einen na- 
hezu ausgeglichenen H@^ 
halt  vorzulegen,  sei  °n"c 
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.,„«tscv 
neue Einschnitte zu errei- 
chen. Dass die Regierung im 
Wahlkampf davor zurück- 
Schreckt, unpopuläre Maß- 
"ulunen anzukündigen, ist 
pQc/ivollziehbar. Dennoch 
'st Eichels Zweckoptimismus 
fehl am Platz. 

Financial Times 

IN   ISRAEL 

Gerade jetzt 

n, e't abseits vom Getöse des 
^xpertenstreits um den Um- 
'"",'< eines ..neuen Antisemi- 
,smus" in Europa erklan- 

gen ermutigendere Töne von 
'Kundschaft und Versöh- 

"""g in Erzvater Abrahams 
Wztem Wohnsitz. Beer She- 

ini Negev.  dem Süden 
Isr, °els.   Friede   Springer. 

ltM'e und Weggenossin des 
e,'legers. der der Sache der 
eMseh-jüdischen Annähe- 
""# wie kein Zweiter erge- 
etf War, erhielt vor wenigen 
aSen den Ehrendoktortitel 
e'' Ben-Gurion-Universität. 
Ie Zeremonie war eine De- 

monstration der Solidarität 
beutender Deutscher mit 
' Qel in schweren Tagen. Es 

war Friede Springers 46. Be- 
such in Israel. Zu ihrer Über- 
raschung übergab Ehren- 
gast Helmut Kohl die Ur- 
kunde und hielt die Laudatio. 
Vor acht Jahren hatte auch er 
in einer Feierstunde am 
Grabe von Ben Gurion das 
Ehrendoktorat der Univer- 
sitätfür seine unvergleichli- 
che Hilfe und staatsmänni- 
sche Unterstützung des Staa- 
tes Israel erhalten. „Gerade 
jetzt", betonte er, „will ich 
hier sein." Trotz aller Tragik 
und Not des Augenblicks ein 
Optimist.  Welt am Sonntag 

BENESCH-DEKRETE 

Menschenverachtung 

Das hat dem fragilen 
deutsch-tchechischem Ver- 
hältnis gerade noch gefehlt: 
dass Zynismus die politisch- 
moralische Auseinanderset- 
zung mit der Vertreibung der 
Sudetendeutschen ersetzt. 
Ministerpräsident Mi los Ze- 
man und sein Vize Vladimir 
Spidla haben mit ihren spöt- 
tischen Einlassungen eine 
neue Runde im Streit um die 
berüchtigten Benesch-De- 

krete eröffnet. Ausgerechnet 
bei einer Gedenkfeier im ehe- 
maligen KZ There sienstadt 
meinte Zeman sagen zu müs- 
sen, die Ausweisung der Su- 
detendeutschen habe den Be- 
troffenen weder geschadet 
noch genützt („Sie wollten 
heim ins Reich, und so gingen 
sie auch"). Das ist Men- 
schenverachtung pur. Und 
dass Zemans möglicher 
Nachfolger Spidla den „Ab- 
schub" der ehemaligen Mit- 
bewohner eine der „Quellen 
des Friedens" nennt, zeigt 
an, dass auch nach den tsche- 
chischen Wahlen kaum mit 
einer rhetorischen Abrüs- 
tung zu rechnen ist. Die als 
Versöhnungsdokument hoch- 
gejubelte deutsch-tschechi- 
sche Erklärung von 1997 
scheint Makulatur. Mit dem 
Geist des Vertrags von 1992, 
der beide Seiten ausdrück- 
lich zu guter Nachbarschaft 
verpflichtet, sind solche 
Tiraden ebenfalls nicht zu 
vereinbaren. Das hat Ed- 
mund Stoiber klargestellt. 
Die Prager politische Klasse 
muss ihn ja nicht mögen. 
Aber es wird ihr schwerfal- 
len, ihm und den Nachdenk- 
lichen im eigenen Land zu Wi- 
derssprechen.        Die Welt 
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Die neue Wandzeitung 

Schönen Sommer! 
Und im Herbst kommt Hoch „Edmund". 

Das ist die aktuelle Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für 
Ihren Schaukasten oder Infostand. Sie können von allen Kreis-, Stadt' 
und Ortsverbänden als Jahresabonnement beim UBG-MedienzentrUfl1 

bestellt werden. 

Die Preise in den Klammem sind inkl. 7 % bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 


